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1.1 Die Ziele des Gesetzes

Das Gesetz zur Förderung der Transparenz von Entgeltstrukturen verfolgt ein klares Ziel: 
Das Gesetz stellt klar, dass Frauen und Männer für die gleiche oder eine gleichwertige Arbeit 
auch dasselbe Entgelt erhalten müssen. Denn statistisch beträgt die Entgeltlücke zwischen 
 Frauen und Männern immer noch rund 21 Prozent (Statistisches Bundesamt 2017).

Gründe für diese Entgeltlücke gibt es viele: Da sind immer noch schlechter bezahlte „Frauen-
berufe“, Frauen nehmen seltener Führungspositionen ein, sie legen eine Babypause ein oder 
sind länger in Teilzeit tätig, wodurch später die Berufserfahrung fehlt. Doch diese vermeintlich 
sachlichen Gründe können selbst Faktoren sein, die gegen das Entgeltgleichheitsgebot versto-
ßen. Aber auch bei gleicher formaler Qualifikation und ansonsten gleichen Merkmalen beträgt 
der Entgeltunterschied nach Angaben des Statistischen Bundesamtes rund sechs Prozent. 

Deshalb hat der Bundestag auf Initiative des Bundesfrauenministeriums schon verschiedene 
Regelungen wie etwa das ElterngeldPlus, den Ausbau der Kinderbetreuung oder die Geschlech-
terquote von 30 Prozent für Aufsichtsräte beschlossen. 

Das neue Gesetz ist ein weiterer wichtiger Schritt zur Verkleinerung der Entgeltlücke: 
Denn mangelnde Transparenz in Entgeltstrukturen ist auch eine Ursache für die  Entgeltlücke. 
Transparenz nützt Arbeitgebern und Beschäftigten gleichermaßen – sie schafft Vertrauen und 
zeigt, dass sich Unternehmen oder Behörden für gleiche Einkommenschancen für Frauen 
und Männer einsetzen. 

Zudem konkretisiert das Gesetz den gleichstellungspolitischen Auftrag der Bundesagentur für 
Arbeit (BA). Hintergrund ist, dass junge Frauen und Männer ihren Beruf oder ihr Studienfach 
häufig nach traditionellen Rollenbildern wählen. So wählt etwa mehr als die Hälfte der Mädchen 
aus nur zehn verschiedenen Ausbildungsberufen im dualen System. Daher soll die BA zukünftig 
Mädchen wie Jungen über das gesamte Spektrum möglicher Ausbildungsberufe und ihre jewei-
ligen Einkommensperspektiven informieren. 

I.
Informationen zum Gesetz zur 
 Förderung der Entgelttransparenz



1.2 Die Kernpunkte des Gesetzes

Das neue Gesetz besteht im Wesentlichen aus

 ▐  der ausdrücklichen Regelung des Gebots der Entgeltgleichheit für Frauen und Männer 
bei gleicher und gleichwertiger Arbeit, 

 ▐  einem individuellen Auskunftsanspruch für Beschäftigte in Betrieben und Dienststellen 
mit mehr als 200 Beschäftigten,

 ▐  der Aufforderung an private Arbeitgeber mit mehr als 500 Beschäftigten, ihre Entgelt-
strukturen zu überprüfen,

 ▐  der Berichtspflicht zum Stand der Gleichstellung und der Entgeltgleichheit für lageberichts-
pflichtige Arbeitgeber mit mehr als 500 Beschäftigten.

Zudem wird im SGB III das Ziel festgeschrieben, dass die BA das Berufswahlspektrum von 
 Frauen und Männern durch eine geschlechtersensible Berufs- und Arbeitsmarktberatung 
 erweitert. 

1.3  Ein einheitliches Gesetz für alle Regelungen 
zur  Entgeltgleichheit

Das Gebot des gleichen Entgelts ist ein wesentlicher Bestandteil der grundrechtlich geschützten 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern und gilt in Deutschland seit mehr als 60 Jahren. 
Dass dennoch eine große Entgeltlücke besteht, liegt auch daran, dass das Entgeltgleichheitsgebot 
in seiner Reichweite in der Praxis kaum bekannt ist und indirekte Entgeltdiskriminierungen 
schwer zu erkennen sind. Wenn etwa Teilzeitbeschäftigte an bestimmten Stufensteigerungen 
nicht teilhaben, können sie aufgrund des Geschlechts benachteiligt sein, was oft weder dem 
Arbeitgeber noch den Beschäftigten bewusst ist.

Daher regelt das Gesetz das Entgeltgleichheitsgebot transparent und eindeutig und bündelt alle 
zentralen Vorschriften und Definitionen in einem eigenen Stammgesetz.

Das Entgelt – eine kurze Definition

Der Begriff „Entgelt“ kommt sprachlich nicht von Geld, sondern vom Verb „entgelten“. 
Im Alltag sind die Begriffe „Lohn“, „Vergütung“ oder „Gehalt“ gebräuchlicher. 

Unter „Entgelt“ sind im Rahmen des Entgelttransparenzgesetzes alle Geld- und Sachleis-
tungen zu verstehen, die der Arbeitgeber den Beschäftigten unmittelbar oder mittelbar 
aufgrund des Beschäftigungsverhältnisses zahlt. Neben dem Lohn als solchem können also 
auch Sachleistungen darunter fallen, wie etwa ein Dienstwagen.



1.4 Der individuelle Auskunftsanspruch

Das Gesetz gibt allen Männern und Frauen einen individuellen Auskunftsanspruch, die 
in  Betrieben mit mehr als 200 Beschäftigten arbeiten. Sie können die Kriterien und Verfahren 
der Entgeltfindung für ihre Tätigkeit und eine gleiche oder gleichwertige Tätigkeit erfragen. 
 Zudem können sie sich über Vergleichsentgelte informieren. So können sie das durchschnitt-
liche Brutto entgelt und bis zu zwei einzelne Entgeltbestandteile – zum Beispiel eine  Leistungs- 
oder eine Erschwerniszulage – für eine gleiche oder gleichwertige Tätigkeit erfragen. Dabei wird 
jedoch nicht das Entgelt einzelner Kolleginnen und Kollegen angegeben, sondern der  Median 
des Entgelts von mindestens sechs Beschäftigten des jeweils anderen Geschlechts in gleicher 
oder vergleichbarer Tätigkeit.

Beschäftigte im Sinne von § 5 Abs. 2 EntgTranspG – darunter zum Beispiel Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer – können den Anspruch grundsätzlich alle zwei Jahre stellen. Einen Aus-
kunftsanspruch haben auch Beschäftigte des öffentlichen Dienstes – Angestellte und Beamtin-
nen und Beamte des Bundes gleichermaßen. Eine Ausnahme besteht jedoch für die Beamtinnen 
und Beamten der Länder und Kommunen; diese haben keinen Auskunftsanspruch. Verändert 
sich innerhalb dieser zwei Jahre beispielsweise die Tätigkeit, so kann ein neuerlicher Auskunfts-
anspruch auch schon vor Ablauf von zwei Jahren gestellt werden.

Achtung

Der Auskunftsanspruch kann erstmalig ab dem 6. Januar 2018 gestellt werden. Wird der 
Auskunftsanspruch dann in der Zeit zwischen dem 6. Januar 2018 und dem 5. Januar 2021 
gestellt, gilt abweichend zur eigentlichen Zweijahresfrist eine Wartefrist von drei Jahren. 
Haben sich die Voraussetzungen wesentlich geändert, ist eine vor zeitige Nachfrage möglich.

Wer die Auskunft erteilt, hängt davon ab, ob der Arbeitgeber tarifgebunden oder tarifanwendend 
ist, d. h. einen Tarifvertrag verbindlich und inhaltsgleich für alle Beschäftigten anwendet, und ob 
es einen Betriebsrat gibt: 

1.  Arbeitgeber ist tarifgebunden/tarifanwendend und es gibt einen Betriebsrat:  
Besteht in tarifgebundenen oder tarifanwendenden Betrieben ein Betriebsrat, ist grundsätz-
lich der Betriebsrat für die Beantwortung des Auskunftsverlangens zuständig. Dazu sieht das 
Gesetz unter anderem vor, dass der Arbeitgeber dem Betriebsrat die notwendigen Informa-
tionen bereitstellen muss – zum Beispiel durch einen Einblick in die Listen über die Brutto-
löhne und -gehälter sowie deren Aufschlüsselung nach Geschlecht. Der Arbeitgeber kann 
grundsätzlich immer auch selbst antworten, sofern er dies dem Betriebsrat erläutert hat. 
Die  Beschäftigten müssen erfahren, wer für die Beantwortung zuständig ist.

2.  Arbeitgeber ist tarifgebunden/tarifanwendend, aber es gibt keinen Betriebsrat:  
Besteht kein Betriebsrat, ist grundsätzlich der Arbeitgeber für die Beantwortung zuständig. 
Dann kann sich der Arbeitgeber mit den von den zuständigen Tarifvertragsparteien benann-
ten Vertreterinnen und Vertretern darauf verständigen, wer die Auskunft erteilt. Auch dann 
sind die Beschäftigten darüber zu informieren, wer für die Beantwortung zuständig ist.



3.  Arbeitgeber ist nicht tarifgebunden/tarifanwendend und es gibt keinen Betriebsrat: 
Bei  Arbeitgebern, die nicht tarifgebunden/nicht tarifanwendend sind und bei denen auch 
kein Betriebsrat besteht, ist grundsätzlich der Arbeitgeber selbst für die Beantwortung zu-
ständig. Besteht ein Betriebsrat, gilt das oben Gesagte: Der Betriebsrat kann die Antwort 
übernehmen.

Form- und Fristvorgabe für nicht tarifgebundene und nicht tarifanwendende Arbeitgeber

Arbeitgeber müssen ein Auskunftsverlangen innerhalb von drei Monaten in Textform 
beantworten. Kommen sie dieser Pflicht nicht nach, tragen sie im Streitfall die Beweislast 
dafür, dass kein Verstoß gegen das Entgeltgleichheitsgebot vorliegt.

Scheint das gezahlte Entgelt nicht mit dem Entgeltgleichheitsgebot vereinbar zu sein, können 
sich betroffene Beschäftigte an den Arbeitgeber oder den Betriebsrat wenden und das Gespräch 
suchen. Die Gründe für die im Vergleich geringere Vergütung können sodann erörtert und 
 Lösungen gesucht werden (ggf. unter Hinzuziehung eines Mitglieds des Betriebsrates).

Der Arbeitgeber muss bei einem Verstoß gegen das Entgeltgleichheitsgebot das Entgelt zahlen, 
das der/dem Beschäftigten zugestanden hätte, wenn sie/er nicht wegen des Geschlechts benach-
teiligt worden wäre. Will der Arbeitgeber nicht zahlen, muss das Gebot durch die Betroffenen 
gerichtlich durchgesetzt werden und müssen Erfüllungs-, Schadensersatz- oder auch Entschädi-
gungsansprüche eingeklagt werden. 

1.5 Der Bericht zur Entgeltgleichheit 

Einen Bericht zur Gleichstellung und Entgeltgleichheit müssen alle Arbeitgeber erstellen, 
die mehr als 500 Beschäftigte haben und nach §§ 264 und 289 HGB (Handelsgesetzbuch) zur 
Fertigung eines Lageberichtes verpflichtet sind. In dem Bericht müssen sie ihre Maßnahmen zur 
Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern und deren Wirkungen erläutern und 
ihre Bemühungen um die Herstellung von Entgeltgleichheit für Frauen und Männer aufzeigen. 
Arbeitgeber, die tarifgebunden oder tarifanwendend sind, müssen ihre Aktivitäten alle fünf 
Jahre darstellen, alle anderen Arbeitgeber müssen die Maßnahmen alle drei Jahre veröffentli-
chen. Haben die Arbeitgeber keine Maßnahmen ergriffen, müssen sie das begründen. Ein Muss 
sind zudem nach Geschlecht aufgeschlüsselte Angaben für das jeweils letzte Kalenderjahr im 
Berichtszeitraum, und zwar

1. zur durchschnittlichen Gesamtzahl der Beschäftigten und 

2. zur durchschnittlichen Zahl der Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigten.

Die Berichte werden dem Lagebericht beigefügt. Dadurch ist sichergestellt, dass sie für die 
 Öffentlichkeit einsehbar sind.



1.6 Betriebliche Prüfverfahren zur Entgeltgleichheit

Mit betrieblichen Verfahren zur Überprüfung und Herstellung von Entgeltgleichheit lassen 
sich die im Unternehmen oder im Betrieb angewendeten Arbeitsbewertungsverfahren überprü-
fen, ebenso, ob die jeweiligen Entgeltregelungen und verschiedenen gezahlten Entgeltbestand-
teile gemäß des Entgeltgleichheitsgebots eingehalten werden. Im Prüfverfahren geht es auch um 
die Frage, ob Benachteiligungspotenziale vorhanden sind und ob tatsächlich ungerechtfertigte 
Entgeltbenachteiligungen bestehen.

Das BMFSFJ hat außerdem ein IT-gestütztes Musterverfahren („Monitor Entgelttransparenz“) 
entwickeln lassen, das auf der Homepage unter www.bmfsfj.de heruntergeladen werden kann. 
Arbeitgebern ist es grundsätzlich überlassen, ob sie ein Verfahren durchführen wollen und 
 welche betrieblichen Prüfverfahren sie zur Überprüfung von Entgeltgleichheit im Betrieb 
anwenden. Viele Arbeitgeber werden ein Prüfverfahren aus eigenem Interesse durchführen, 
weil sie wissen, dass eine faire Bezahlungsstruktur wichtig für die Beschäftigtenzufriedenheit 
ist, und sie zudem Rechtssicherheit gewinnen wollen.

Die Prüfverfahren sollten aus den Phasen Bestandsaufnahme, Analyse und einem Ergebnisbe-
richt bestehen. Bei der Bestandsaufnahme werden die Entgeltregelungen und deren Geltungs-
bereiche erfasst. Einzubeziehen ist, ob im Betrieb tarifvertragliche, betriebliche oder individuelle 
Entgeltregelungen angewendet werden und ob diese auf bestimmte Beschäftigtengruppen 
beschränkt sind. Zur Analyse zählt auch die Überprüfung der Tätigkeiten auf ihre Gleichwertig-
keit. Liegt Gleichwertigkeit vor, sollte geprüft werden, inwiefern die Entgelte benachteiligungs-
frei sind, also nicht ungerechtfertigt für ein bestimmtes Geschlecht geringer sind. In Ergänzung 
zu dem Aufforderungscharakter betrieblicher Prüfverfahren betont das Gesetz insbesondere für 
tarifvertragliche Entgeltregelungen, dass Arbeitgeber diese Regelungen nicht auf Gleichwertig-
keit überprüfen müssen. Der Ergebnisbericht fasst Bestandsaufnahme und Analyse zusammen, 
stellt deren Ergebnisse dar und informiert über Handlungsbedarfe.

1.7 Geschlechtersensible Berufs- und Arbeitsmarktberatung

Die Konkretisierung des § 29 Abs. 2 SGB III hilft, Rollenstereotype bei der Berufswahl zu über-
winden. Die Berufs- und Arbeitsmarktberatung der BA wird geschlechtersensibel ausgerichtet, 
um das Berufswahlspektrum von Frauen und Männern zu erweitern. Indem die Beraterinnen 
und Berater der BA bei der Berufsberatung und -orientierung über die Ursachen und Folgen 
eines geschlechtsspezifisch geprägten Ausbildungs- und Arbeitsmarktes informieren, sensibili-
sieren sie Jugendliche, eine Ausbildung zu wählen, die ihnen eine eigenständige und tragfähige 
Erwerbsbiografie sowie soziale Absicherung (auch im Rentenalter) ermöglicht und gleichzeitig 
ihre Interessen und Fähigkeiten berücksichtigt.

Ebenso wichtig sind eine gleichstellungsorientierte Beratung und Information der Arbeitgeber. 
Sie sind es, die Einfluss auf Unternehmens- und Fachkulturen nehmen und damit den Weg für 
eine größere Durchmischung der Berufe öffnen können. Nur mit ihrer Unterstützung kann es 
gelingen, ihre Unternehmen und Branchen für Frauen und Männer gleichermaßen attraktiv 
zu gestalten.



II.
Gesetzliche Regelungen

Im Folgenden finden Sie das Entgelttransparenzgesetz im Gesetzeswortlaut. Außerdem auszugs-
weise Regelungen des Europarechts, des Grundgesetzes und des einfachen Rechts mit Bezug 
zum Entgeltgleichheitsgebot.

2.1  Das Gesetz zur Förderung der Transparenz 
von  Entgeltstrukturen 
vom 30. Juni 2017

Der Bundestag hat das folgende Gesetz  beschlossen:

Inhaltsübersicht 

Artikel 1  Gesetz zur Förderung der Entgelttrans-
parenz zwischen Frauen und Männern 
(Entgelttransparenzgesetz – EntgTranspG)

Artikel 2  Änderung des Dritten Buches Sozial-
gesetzbuch

Artikel 3  Inkrafttreten

Artikel 1

Gesetz zur Förderung der Entgelt trans-
pa renz  zwischen Frauen und Männern 
 (Entgelttransparenzgesetz – EntgTranspG)
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Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Ziel des Gesetzes

Ziel des Gesetzes ist es, das Gebot des gleichen 
Entgelts für Frauen und Männer bei gleicher oder 
gleichwertiger Arbeit durchzusetzen.

§ 2 

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für das Entgelt von Beschäf-
tigten nach § 5 Absatz 2, die bei Arbeitgebern nach 
§ 5 Absatz 3 beschäftigt sind, soweit durch dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt wird.

(2) Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz bleibt 
unberührt. Ebenfalls unberührt bleiben sonstige 
Benachteiligungsverbote und Gebote der Gleich-
behandlung sowie öffentlich-rechtliche Vorschrif-
ten, die dem Schutz oder der Förderung bestimmter 
Personengruppen dienen.

§ 3 

Verbot der unmittelbaren und mittelbaren 
 Entgeltbenachteiligung wegen des Geschlechts

(1) Bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit ist eine 
unmittelbare oder mittelbare Benachteiligung 
wegen des Geschlechts im Hinblick auf sämtli-
che Entgeltbestandteile und Entgeltbedingungen 
verboten.

(2) Eine unmittelbare Entgeltbenachteiligung liegt 
vor, wenn eine Beschäftigte oder ein Beschäftigter 
wegen des Geschlechts bei gleicher oder gleich-
wertiger Arbeit ein geringeres Entgelt erhält, als 
eine Beschäftigte oder ein Beschäftigter des jeweils 
anderen Geschlechts erhält, erhalten hat oder erhal-
ten würde. Eine unmittelbare Benachteiligung liegt 
auch im Falle eines geringeren Entgelts einer Frau 
wegen Schwangerschaft oder Mutterschaft vor.

(3) Eine mittelbare Entgeltbenachteiligung liegt vor, 
wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, 
Kriterien oder Verfahren Beschäftigte wegen des 
Geschlechts gegenüber Beschäftigten des jeweils 
anderen Geschlechts in Bezug auf das Entgelt in 
besonderer Weise benachteiligen können, es sei 
denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder 
Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich 
gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung 

dieses Ziels angemessen und erforderlich. Insbeson-
dere arbeitsmarkt-, leistungs- und arbeitsergebnis-
bezogene Kriterien können ein unterschiedliches 
Entgelt rechtfertigen, sofern der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit beachtet wurde.

(4) Die §§ 5 und 8 des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes bleiben unberührt.

§ 4 

Feststellung von gleicher oder gleichwertiger 
Arbeit, benachteiligungsfreie Entgeltsysteme

(1) Weibliche und männliche Beschäftigte üben 
eine gleiche Arbeit aus, wenn sie an verschiedenen 
Arbeitsplätzen oder nacheinander an demselben 
Arbeitsplatz eine identische oder gleichartige Tätig-
keit ausführen.

(2) Weibliche und männliche Beschäftigte üben 
eine gleichwertige Arbeit im Sinne dieses  Gesetzes 
aus, wenn sie unter Zugrundelegung einer Gesamt-
heit von Faktoren als in einer vergleich baren 
Situation befindlich angesehen werden können. 
Zu den zu berücksichtigenden Faktoren gehören 
unter anderem die Art der Arbeit, die Ausbildungs-
anforderungen und die Arbeitsbedingungen. Es ist 
von den tatsächlichen, für die jeweilige Tätigkeit 
wesentlichen Anforderungen auszugehen, die von 
den ausübenden Beschäftigten und deren Leistun-
gen unabhängig sind.

(3) Beschäftigte in unterschiedlichen Rechtsver-
hältnissen nach § 5 Absatz 2 können untereinander 
nicht als vergleichbar nach Absatz 1 oder als in einer 
vergleichbaren Situation nach Absatz 2 befindlich 
angesehen werden.

(4) Verwendet der Arbeitgeber für das Entgelt, das 
den Beschäftigten zusteht, ein Entgeltsystem, müs-
sen dieses Entgeltsystem als Ganzes und auch die 
einzelnen Entgeltbestandteile so ausgestaltet sein, 
dass eine Benachteiligung wegen des Geschlechts 
ausgeschlossen ist. Dazu muss es insbesondere

1.  die Art der zu verrichtenden Tätigkeit objektiv 
berücksichtigen,

2.  auf für weibliche und männliche Beschäftigte 
 gemeinsamen Kriterien beruhen,

3.  die einzelnen Differenzierungskriterien diskrimi-
nierungsfrei gewichten sowie

4.  insgesamt durchschaubar sein.

(5) Für tarifvertragliche Entgeltregelungen sowie 
für Entgeltregelungen, die auf einer bindenden 



Festsetzung nach § 19 Absatz 3 des Heimarbeits-
gesetzes beruhen, gilt eine Angemessenheitsvermu-
tung. Tätigkeiten, die aufgrund dieser Regelungen 
unterschiedlichen Entgeltgruppen zugewiesen 
werden, werden als nicht gleichwertig angesehen, 
sofern die Regelungen nicht gegen höherrangiges 
Recht verstoßen.

(6) Absatz 5 ist sinngemäß auch auf gesetzliche 
 Entgeltregelungen anzuwenden.

§ 5 

Allgemeine Begriffsbestimmungen

(1) Entgelt im Sinne dieses Gesetzes sind alle 
Grund- oder Mindestarbeitsentgelte sowie alle 
sonstigen Vergütungen, die unmittelbar oder 
mittel bar in bar oder in Sachleistungen aufgrund 
eines Beschäftigungsverhältnisses gewährt werden.

(2) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind

1.  Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

2.  Beamtinnen und Beamte des Bundes sowie der 
sonstigen der Aufsicht des Bundes unterstehen-
den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts,

3.  Richterinnen und Richter des Bundes,

4.  Soldatinnen und Soldaten,

5.  die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten sowie

6.  die in Heimarbeit Beschäftigten sowie die ihnen 
Gleichgestellten.

(3) Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes sind natür-
liche und juristische Personen sowie rechtsfähige 
Personengesellschaften, die Personen nach Absatz 2 
beschäftigen, soweit durch dieses Gesetz nichts 
anderes bestimmt wird. Für die in Heimarbeit 
Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten tritt 
an die Stelle des Arbeitgebers der Auftraggeber oder 
Zwischenmeister.

(4) Tarifgebundene Arbeitgeber im Sinne dieses 
 Gesetzes sind Arbeitgeber, die einen Entgelttarif-
vertrag oder Entgeltrahmentarifvertrag aufgrund 
von § 3 Absatz 1 des Tarifvertragsgesetzes anwen-
den. Von Satz 1 erfasst werden auch Arbeitgeber, 
die  einen Entgelttarifvertrag aufgrund der Tarif-
geltung einer Allgemeinverbindlichkeitserklärung 
nach § 5 des Tarifvertragsgesetzes oder Entgeltrege-
lungen aufgrund einer bindenden Festsetzung nach 
§ 19 Absatz 3 des Heimarbeitsgesetzes anwenden.
(5) Tarifanwendende Arbeitgeber im Sinne dieses 
Gesetzes sind Arbeitgeber, die im Geltungsbereich 

eines Entgelttarifvertrages oder Entgeltrahmen-
tarif vertrages die tariflichen Regelungen zum 
Entgelt durch schriftliche Vereinbarung zwischen 
Arbeitgeber und Beschäftigten verbindlich und 
inhaltsgleich für alle Tätigkeiten und Beschäftig-
ten übernommen haben, für die diese tariflichen 
 Regelungen zum Entgelt angewendet werden.

§ 6

Aufgaben von Arbeitgebern, Tarifvertragspar-
teien und betrieblichen Interessenvertretungen

(1) Arbeitgeber, Tarifvertragsparteien und die 
betrieblichen Interessenvertretungen sind aufge-
fordert, im Rahmen ihrer Aufgaben und Hand-
lungsmöglichkeiten an der Verwirklichung der 
Entgeltgleichheit zwischen Frauen und Männern 
mitzuwirken. Die zuständigen Tarifvertragsparteien 
benennen Vertreterinnen und Vertreter zur Einhal-
tung des Entgeltgleichheitsgebots im Sinne dieses 
Gesetzes und zur Wahrnehmung der Aufgaben 
nach § 14 Absatz 3.

(2) Arbeitgeber sind verpflichtet, die erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, um die Beschäftigten vor 
Benachteiligungen wegen des Geschlechts in Bezug 
auf das Entgelt zu schützen. Dieser Schutz umfasst 
auch vorbeugende Maßnahmen.

§ 7

Entgeltgleichheitsgebot

Bei Beschäftigungsverhältnissen darf für gleiche 
oder für gleichwertige Arbeit nicht wegen des Ge-
schlechts der oder des Beschäftigten ein geringeres 
Entgelt vereinbart oder gezahlt werden als bei einer 
oder einem Beschäftigten des anderen Geschlechts.

§ 8

Unwirksamkeit von Vereinbarungen

(1) Bestimmungen in Vereinbarungen, die gegen § 3 
oder § 7 verstoßen, sind unwirksam.

(2) Die Nutzung der in einem Auskunftsverlangen 
erlangten Informationen ist auf die Geltend-
machung von Rechten im Sinne dieses Gesetzes 
beschränkt. Die Veröffentlichung personenbezoge-
ner Gehaltsangaben und die Weitergabe an Dritte 
sind von dem Nutzungsrecht nicht umfasst



§ 9

Maßregelungsverbot

Der Arbeitgeber darf Beschäftigte nicht wegen der 
Inanspruchnahme von Rechten nach diesem Gesetz 
benachteiligen. Gleiches gilt für Personen, welche 
die Beschäftigten hierbei unterstützen oder als Zeu-
ginnen oder Zeugen aussagen. § 16 des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes bleibt unberührt.

Abschnitt 2
Individuelle Verfahren zur Überprüfung 
von Entgeltgleichheit

§ 10

Individueller Auskunftsanspruch

(1) Zur Überprüfung der Einhaltung des Entgelt-
gleichheitsgebots im Sinne dieses Gesetzes haben 
Beschäftigte einen Auskunftsanspruch nach Maß-
gabe der §§ 11 bis 16. Dazu haben die Beschäftigten 
in zumutbarer Weise eine gleiche oder gleichwer-
tige Tätigkeit (Vergleichstätigkeit) zu benennen. 
Sie können Auskunft zu dem durchschnittlichen 
monatlichen Bruttoentgelt nach § 5 Absatz 1 und 
zu bis zu zwei einzelnen Entgeltbestandteilen 
verlangen.

(2) Das Auskunftsverlangen hat in Textform zu er-
folgen. Vor Ablauf von zwei Jahren nach Einreichen 
des letzten Auskunftsverlangens können Beschäf-
tigte nur dann erneut Auskunft verlangen, wenn sie 
darlegen, dass sich die Voraussetzungen wesentlich 
verändert haben.

(3) Das Auskunftsverlangen ist mit der Antwort 
nach Maßgabe der §§ 11 bis 16 erfüllt.

(4) Sonstige Auskunftsansprüche bleiben von 
 diesem Gesetz unberührt.

§ 11

Angabe zu Vergleichstätigkeit 
und  Vergleichsentgelt

(1) Die Auskunftsverpflichtung erstreckt sich auf 
die Angabe zu den Kriterien und Verfahren der 
 Entgeltfindung nach Absatz 2 und auf die Angabe 
zum Vergleichsentgelt nach Absatz 3.

(2) Die Auskunftsverpflichtung zu den Kriterien 
und Verfahren der Entgeltfindung erstreckt sich auf 
die Information über die Festlegung des eigenen 

Entgelts sowie des Entgelts für die Vergleichs-
tätigkeit. Soweit die Kriterien und Verfahren der 
Entgeltfindung auf gesetzlichen Regelungen, 
auf tarifvertraglichen Entgeltregelungen oder auf 
einer bindenden Festsetzung nach § 19 Absatz 3 
des Heimarbeitsgesetzes beruhen, sind als Antwort 
auf das Auskunftsverlangen die Nennung dieser 
Regelungen und die Angabe, wo die Regelungen 
einzusehen sind, ausreichend.

(3) Die Auskunftsverpflichtung in Bezug auf das 
Vergleichsentgelt erstreckt sich auf die Angabe des 
Entgelts für die Vergleichstätigkeit (Vergleichs-
entgelt). Das Vergleichsentgelt ist anzugeben als 
auf Vollzeitäquivalente hochgerechneter statisti-
scher Median des durchschnittlichen monatlichen 
Brutto entgelts sowie der benannten Entgeltbe-
standteile, jeweils bezogen auf ein Kalenderjahr, 
nach folgenden Vorgaben:

1.  in den Fällen des § 14 sowie in den Fällen einer 
gesetzlichen Entgeltregelung ist das Vergleichs-
entgelt der Beschäftigten des jeweils anderen 
Geschlechts anzugeben, die in die gleiche Entgelt- 
oder Besoldungsgruppe eingruppiert sind wie der 
oder die auskunftverlangende Beschäftigte;

2.  in den Fällen des § 15 ist das Vergleichsentgelt 
 aller Beschäftigten des jeweils anderen Ge-
schlechts anzugeben, die die erfragte Vergleichs-
tätigkeit oder die nach § 15 Absatz 4 ermittelte 
Vergleichstätigkeit ausüben.

(4) Auf kollektiv-rechtliche Entgeltregelungen der 
Kirchen oder der öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaften ist Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 
Nummer 1 entsprechend anzuwenden.

§ 12

Reichweite

(1) Der Anspruch nach § 10 besteht für Beschäftigte 
nach§ 5 Absatz 2 in Betrieben mit in der Regel mehr 
als 200 Beschäftigten bei demselben Arbeitgeber.

(2) Die Auskunftspflicht nach § 10 umfasst

1.  nur Entgeltregelungen, die in demselben Betrieb 
und bei demselben Arbeitgeber angewendet 
werden,

2.  keine regional unterschiedlichen Entgelt-
regelungen bei demselben Arbeitgeber und

3.  keinen Vergleich der Beschäftigtengruppen 
nach § 5 Absatz 2 untereinander.



(3) Bei der Beantwortung eines Auskunftsverlan-
gens ist der Schutz personenbezogener Daten der 
auskunftverlangenden Beschäftigten sowie der 
vom Auskunftsverlangen betroffenen Beschäftigten 
zu wahren. Insbesondere ist das Vergleichsentgelt 
nicht anzugeben, wenn die Vergleichstätigkeit von 
weniger als sechs Beschäftigten des jeweils anderen 
Geschlechts ausgeübt wird. Es ist sicherzustellen, 
dass nur die mit der Beantwortung betrauten 
 Personen Kenntnis von den hierfür notwendigen 
Daten erlangen.

§ 13

Aufgaben und Rechte des Betriebsrates

(1) Im Rahmen seiner Aufgabe nach § 80 Absatz 1 
Nummer 2a des Betriebsverfassungsgesetzes fördert 
der Betriebsrat die Durchsetzung der Entgeltgleich-
heit von Frauen und Männern im Betrieb. Dabei 
nimmt der Betriebsrat insbesondere die  Aufgaben 
nach § 14 Absatz 1 und § 15 Absatz 2 wahr. Betriebs-
verfassungsrechtliche, tarifrechtliche oder betrieb-
lich geregelte Verfahren bleiben unberührt.

(2) Der Betriebsausschuss nach § 27 des Betriebs-
verfassungsgesetzes oder ein nach § 28 Absatz 1 
Satz 3 des Betriebsverfassungsgesetzes beauftragter 
Ausschuss hat für die Erfüllung seiner Aufgaben 
nach Absatz 1 das Recht, die Listen über die Brutto-
löhne und -gehälter im Sinne des § 80 Absatz 2 
Satz 2 des Betriebsverfassungsgesetzes einzusehen 
und auszuwerten. Er kann mehrere Auskunftsver-
langen bündeln und gemeinsam behandeln.

(3) Der Arbeitgeber hat dem Betriebsausschuss 
Einblick in die Listen über die Bruttolöhne und 
-gehälter der Beschäftigten zu gewähren und 
diese aufzuschlüsseln. Die Entgeltlisten müssen 
nach Geschlecht aufgeschlüsselt alle Entgeltbe-
standteile enthalten einschließlich übertariflicher 
Zulagen und solcher Zahlungen, die individuell 
ausgehandelt und gezahlt werden. Die Entgeltlisten 
sind so aufzubereiten, dass der Betriebsausschuss 
im  Rahmen seines Einblicksrechts die Auskunft 
 ordnungsgemäß erfüllen kann.

(4) Leitende Angestellte wenden sich für ihr Aus-
kunftsverlangen nach § 10, abweichend von den 
§§ 14 und 15, an den Arbeitgeber.

(5) Der Arbeitgeber erklärt schriftlich oder in 
Textform gegenüber dem Betriebsrat für dessen 
Beantwortung des Auskunftsverlangens, ob eine § 5 
Absatz 5 entsprechende Anwendung der tariflichen 
Regelungen zum Entgelt erfolgt. Der Betriebsrat 
bestätigt gegenüber den Beschäftigten schriftlich 
oder in Textform die Abgabe dieser Erklärung. 

Die  Sätze 1 und 2 gelten in den Fällen des § 14 Ab-
satz 3 Satz 3 entsprechend.

(6) Gesetzliche und sonstige kollektiv-rechtlich 
 geregelte Beteiligungsrechte des Betriebsrates blei-
ben von diesem Gesetz unberührt.

§ 14

Verfahren bei tarifgebundenen und tarif-
anwendenden Arbeitgebern

(1) Beschäftigte tarifgebundener und tarifanwen-
dender Arbeitgeber wenden sich für ihr Auskunfts-
verlangen nach § 10 an den Betriebsrat. Die Vor-
gaben bestimmen sich nach § 13. Der Betriebsrat 
hat den Arbeitgeber über eingehende Auskunfts-
verlangen in anonymisierter Form umfassend 
zu informieren. Abweichend von Satz 1 kann der 
Betriebsrat verlangen, dass der Arbeitgeber die 
Auskunftsverpflichtung übernimmt.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 kann der Arbeit-
geber die Erfüllung der Auskunftsverpflichtung 
generell oder in bestimmten Fällen übernehmen, 
wenn er dies zuvor gegenüber dem Betriebsrat 
erläutert hat. Die Übernahme kann jeweils längstens 
für die Dauer der Amtszeit des jeweils amtierenden 
Betriebsrates erfolgen. Übernimmt der Arbeitgeber 
die Erfüllung der Auskunftsverpflichtung, hat er den 
Betriebsrat umfassend und rechtzeitig über einge-
hende Auskunftsverlangen sowie über seine Ant-
wort zu informieren. Die Beschäftigten sind jeweils 
darüber zu informieren, wer die Auskunft erteilt.

(3) Besteht kein Betriebsrat, wenden sich die 
Beschäftigten an den Arbeitgeber. Der  Arbeitgeber 
informiert die Vertreterinnen und Vertreter der 
zuständigen Tarifvertragsparteien nach § 6 Ab-
satz 1 Satz 2 über seine Antwort zu eingegangenen 
Auskunftsverlangen. Der Arbeitgeber sowie die 
Vertreterinnen und Vertreter der zuständigen 
Tarifvertragsparteien können vereinbaren, dass die 
Vertreterinnen und Vertreter der zuständigen Tarif-
vertragsparteien die Beantwortung von Auskunfts-
verlangen übernehmen. In diesem Fall informiert 
der Arbeitgeber diese umfassend und rechtzeitig 
über eingehende Auskunftsverlangen. Die Beschäf-
tigten sind jeweils darüber zu informieren, wer die 
Auskunft erteilt.

(4) Soweit die Vertreterinnen und Vertreter der 
zuständigen Tarifvertragsparteien nach Absatz 3 
Satz 3 das Auskunftsverlangen beantworten, hat der 
Arbeitgeber diesen auf Verlangen die zur  Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen 
bereitzustellen. Diese unterliegen im Rahmen ihrer 
Aufgaben der Verschwiegenheitspflicht.



§ 15

Verfahren bei nicht tarifgebundenen und nicht 
tarifanwendenden Arbeitgebern

(1) Beschäftigte nicht tarifgebundener und nicht 
tarifanwendender Arbeitgeber wenden sich für ihr 
Auskunftsverlangen nach § 10 an den Arbeitgeber.

(2) Besteht ein Betriebsrat, gilt § 14 Absatz 1 und 2 
entsprechend.

(3) Der Arbeitgeber oder der Betriebsrat ist 
 verpflichtet, die nach § 10 verlangten Auskünfte 
innerhalb von drei Monaten nach Zugang des 
Auskunftsverlangens in Textform zu erteilen. Droht 
Fristversäumnis, hat der Arbeitgeber oder der Be-
triebsrat die auskunftverlangende Beschäftigte oder 
den auskunftverlangenden Beschäftigten darüber 
zu informieren und die Antwort ohne weiteres 
Verzögern zu erteilen.

(4) Der Arbeitgeber oder der Betriebsrat gibt an, 
inwiefern die benannte Vergleichstätigkeit über-
wiegend von Beschäftigten des jeweils anderen 
Geschlechts ausgeübt wird. Hält der Arbeitgeber 
oder der Betriebsrat die erfragte Vergleichstätigkeit 
nach den im Betrieb angewendeten Maßstäben für 
nicht gleich oder nicht gleichwertig, hat er dies an-
hand dieser Maßstäbe nachvollziehbar zu begrün-
den. Dabei sind die in § 4 genannten Kriterien zu 
berücksichtigen. Der Arbeitgeber oder der Betriebs-
rat hat in diesem Fall seine Auskunft auf eine seines 
Erachtens nach gleiche oder gleichwertige Tätigkeit 
zu beziehen. Soweit der Betriebsrat für die Beant-
wortung des Auskunftsverlangens zuständig ist, 
hat der Arbeitgeber dem Betriebsrat auf Verlangen 
die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen 
Informationen bereitzustellen.

(5) Unterlässt der Arbeitgeber die Erfüllung seiner 
Auskunftspflicht, trägt er im Streitfall die Beweis-
last dafür, dass kein Verstoß gegen das Entgelt-
gleichheitsgebot im Sinne dieses Gesetzes vorliegt. 
Dies gilt auch, wenn der Betriebsrat aus Gründen, 
die der Arbeitgeber zu vertreten hat, die Auskunft 
nicht erteilen konnte.

§ 16

Öffentlicher Dienst

Der Anspruch nach § 10 besteht auch für Beschäf-
tigte des öffentlichen Dienstes nach § 5 Absatz 2 
Nummer 1 bis 5 in Dienststellen mit in der Regel 
mehr als 200 Beschäftigten. Die §§ 11 bis 14 sind 
sinngemäß anzuwenden.

Abschnitt 3
Betriebliche Verfahren zur Überprüfung und 
Herstellung von Entgeltgleichheit

§ 17

Betriebliche Prüfverfahren

(1) Private Arbeitgeber mit in der Regel mehr 
als 500 Beschäftigten sind aufgefordert, mithilfe 
betrieblicher Prüfverfahren ihre Entgeltregelungen 
und die verschiedenen gezahlten Entgeltbestand-
teile sowie deren Anwendung regelmäßig auf die 
Einhaltung des Entgeltgleichheitsgebots im Sinne 
dieses Gesetzes zu überprüfen. Nimmt in einem 
Konzern das herrschende Unternehmen auf die 
Entgeltbedingungen mindestens eines Konzern-
unternehmens entscheidenden Einfluss, kann 
das herrschende Unternehmen das betriebliche 
Prüfverfahren nach Satz 1 für alle Konzernunter-
nehmen durchführen.

(2) Wird ein betriebliches Prüfverfahren durch-
geführt, hat dies in eigener Verantwortung der 
Arbeitgeber mithilfe der Verfahren nach § 18 und 
unter Beteiligung der betrieblichen Interessenver-
tretungen zu erfolgen.

§ 18

Durchführung betrieblicher Prüfverfahren

(1) In das betriebliche Prüfverfahren sind die Tätig-
keiten einzubeziehen, die demselben Entgeltsystem 
unterliegen, unabhängig davon, welche individu-
alrechtlichen, tarifvertraglichen und betrieblichen 
Rechtsgrundlagen zusammenwirken.

(2) Betriebliche Prüfverfahren haben aus Bestands-
aufnahme, Analyse und Ergebnisbericht zu beste-
hen. Der Arbeitgeber ist unter Berücksichtigung 
betrieblicher Mitwirkungsrechte frei in der Wahl 
von Analysemethoden und Arbeitsbewertungs-
verfahren. Es sind valide statistische Methoden zu 
verwenden. Die Daten sind nach Geschlecht aufzu-
schlüsseln. Dabei ist der Schutz personenbezogener 
Daten zu wahren.

(3) Bestandsaufnahme und Analyse haben die 
aktuellen Entgeltregelungen, Entgeltbestandtei-
le und Arbeitsbewertungsverfahren zu erfassen 
und diese und deren Anwendung im Hinblick auf 
die Einhaltung des Entgeltgleichheitsgebots im 
Sinne dieses Gesetzes auszuwerten. Dabei ist § 4 
zu beachten. § 12 Absatz 1 und 2 ist sinngemäß 
anzuwenden. Bei gesetzlichen, bei tarifvertraglichen 
Entgelt regelungen und bei Entgeltregelungen, die 



auf einer bindenden Festsetzung nach § 19 Absatz 3 
des Heimarbeitsgesetzes beruhen, besteht keine 
Verpflichtung zur Überprüfung der Gleichwertig-
keit von Tätigkeiten. Auf kollektiv-rechtliche 
Entgeltregelungen der Kirchen oder der öffentlich- 
rechtlichen Religionsgesellschaften ist Satz 4 
entsprechend anzuwenden.

(4) Die Ergebnisse von Bestandsaufnahme und 
Analyse werden zusammengefasst und können 
betriebsintern veröffentlicht werden.

§ 19

Beseitigung von Entgeltbenachteiligungen

Ergeben sich aus einem betrieblichen Prüfver-
fahren Benachteiligungen wegen des Geschlechts 
in Bezug auf das Entgelt, ergreift der Arbeitgeber 
die geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der 
Benachteiligung.

§ 20

Mitwirkung und Information

(1) Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat über die 
Planung des betrieblichen Prüfverfahrens rechtzei-
tig unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu 
unterrichten.

(2) Die Beschäftigten sind über die Ergebnisse des 
betrieblichen Prüfverfahrens zu informieren. § 43 
Absatz 2 und § 53 Absatz 2 des Betriebsverfassungs-
gesetzes sind zu beachten.

Abschnitt 4
Berichtspflichten für Arbeitgeber

§ 21

Bericht zur Gleichstellung und Entgelt-
gleichheit

(1) Arbeitgeber mit in der Regel mehr als 500 Be-
schäftigten, die zur Erstellung eines Lageberichts 
nach den §§ 264 und 289 des Handelsgesetzbuches 
verpflichtet sind, erstellen einen Bericht zur Gleich-
stellung und Entgeltgleichheit, in dem sie Folgendes 
darstellen:

1.  ihre Maßnahmen zur Förderung der Gleich-
stellung von Frauen und Männern und deren 
Wirkungen sowie

2.  ihre Maßnahmen zur Herstellung von Entgelt-
gleichheit für Frauen und Männer.

Arbeitgeber, die keine Maßnahmen im Sinne des 
Satzes 1 Nummer 1 oder 2 durchführen, haben dies 
in ihrem Bericht zu begründen.

(2) Der Bericht enthält außerdem nach Geschlecht 
aufgeschlüsselte Angaben

1.  zu der durchschnittlichen Gesamtzahl der 
 Beschäftigten sowie

2.  zu der durchschnittlichen Zahl der Vollzeit- und 
Teilzeitbeschäftigten.

§ 22

Berichtszeitraum und Veröffentlichung

(1) Arbeitgeber nach § 21 Absatz 1, die tarifgebun-
den nach § 5 Absatz 4 sind oder die tarifanwendend 
nach § 5 Absatz 5 sind und die gemäß § 13 Absatz 5 
erklärt haben, tarifliche Regelungen zum Entgelt 
nach § 5 Absatz 5 anzuwenden, erstellen den Be-
richt alle fünf Jahre. Der Berichtszeitraum umfasst 
die vergangenen fünf Jahre.

(2) Alle anderen Arbeitgeber nach § 21 Absatz 1 
erstellen den Bericht alle drei Jahre. Der Berichts-
zeitraum umfasst die vergangenen drei Jahre.

(3) Die Angaben nach § 21 Absatz 2 beziehen sich 
nur auf das jeweils letzte Kalenderjahr im Berichts-
zeitraum. Ab dem zweiten Bericht sind für die ge-
nannten Angaben die Veränderungen im Vergleich 
zum letzten Bericht anzugeben.

(4) Der Bericht nach § 21 ist dem nächsten Lagebe-
richt nach § 289 des Handelsgesetzbuches, der dem 
jeweiligen Berichtszeitraum folgt, als Anlage beizu-
fügen und im Bundesanzeiger zu veröffentlichen.

Abschnitt 5
Evaluation, Aufgabe der Gleichstellungs-
beauftragten, Übergangsbestimmungen

§ 23

Evaluation und Berichterstattung

(1) Die Bundesregierung evaluiert nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes laufend die Wirksamkeit 
dieses Gesetzes und informiert alle vier Jahre, 
erstmals zwei Jahre nach Inkrafttreten, über die 
Ergebnisse. Die Evaluation hat die Umsetzung des 
Gebots des gleichen Entgelts für Frauen und Män-
ner bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit in allen 
Betriebs- und Unternehmensformen und -größen 
darzustellen, die unter den Anwendungsbereich des 
Abschnittes 2 dieses Gesetzes unterfallen.



(2) Über die Entwicklung des Gebots des gleichen 
Entgelts für Frauen und Männer bei gleicher oder 
gleichwertiger Arbeit in Betrieben mit in der Regel 
weniger als 200 Beschäftigten berichtet die Bundes-
regierung alle vier Jahre, erstmals zwei Jahre nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes.

(3) Die Bundesregierung hat in die Evaluation nach 
Absatz 1 und in die Berichterstattung nach Absatz 2 
die Stellungnahme der Sozialpartner miteinzube-
ziehen.

§ 24

Aufgabe der Gleichstellungsbeauftragten

Die Gleichstellungsbeauftragten in der Bundes-
verwaltung und in den Unternehmen und den 
Gerichten des Bundes sowie die Beauftragten, die 
in Unternehmen für die Gleichstellung von Frauen 
und Männern zuständig sind, haben die  Aufgabe, 
den Vollzug dieses Gesetzes in Bezug auf die 
Durchsetzung des Gebots des gleichen Entgelts bei 
gleicher oder gleichwertiger Arbeit für Frauen und 
Männer zu fördern.

§ 25

Übergangsbestimmungen

(1) Der Auskunftsanspruch nach § 10 kann erst-
mals sechs Kalendermonate nach dem 6. Juli 2017 
geltend gemacht werden. Soweit der Auskunfts-
anspruch nach Satz 1 dann innerhalb von drei 
Kalenderjahren erstmals geltend gemacht wird, 

können Beschäftigte abweichend von § 10 Absatz 2 
Satz 2 erst nach Ablauf von drei Kalenderjahren 
erneut Auskunft verlangen. Satz 2 gilt nicht, soweit 
die Beschäftigten darlegen, dass sich die Voraus-
setzungen wesentlich verändert haben.

(2) Der Bericht nach § 21 ist erstmals im Jahr 2018 
zu erstellen.

(3) Abweichend von § 22 Absatz 1 Satz 2 und 
Absatz 2 Satz 2 umfasst der Berichtszeitraum für 
den ersten Bericht nur das letzte abgeschlossene 
Kalenderjahr, das dem Jahr 2017 vorausgeht.

Artikel 2

Änderung des Dritten Buches Sozial gesetzbuch
Dem § 29 Absatz 2 des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch – Arbeitsförderung – (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 24. März 1997, BGBl. I S. 594, 595), das zu-
letzt durch Artikel 6 Absatz 8 des Gesetzes vom 
23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228) geändert worden ist, 
werden die folgenden Sätze angefügt:
„Die Agentur für Arbeit berät geschlechtersensibel. 
Insbesondere wirkt sie darauf hin, das Berufswahl-
spektrum von Frauen und Männern zu erweitern.“

Artikel 3

Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft.

Art. 157 Abs. 1 und 2 Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV)

(1) Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung des 
Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer 
und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit 
sicher.

(2) Unter „Entgelt“ im Sinne dieses Artikels sind die 
üblichen Grund- oder Mindestlöhne und -gehälter 
sowie alle sonstigen Vergütungen zu verstehen, die 

der Arbeitgeber aufgrund des Dienstverhältnisses 
dem Arbeitnehmer unmittelbar oder mittelbar in 
bar oder in Sachleistungen zahlt.

Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne Diskriminie-
rung aufgrund des Geschlechts bedeutet,

a)  dass das Entgelt für eine gleiche nach Akkord 
 bezahlte Arbeit aufgrund der gleichen Maßein-
heit festgesetzt wird,

b)  dass für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das Entgelt 
bei gleichem Arbeitsplatz gleich ist.

2.2 Auszüge aus Gesetzen mit Bezug zum Entgeltgleichheitsgebot



Art. 3 Grundgesetz (GG)

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.

(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. 
Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern und 
wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner 
religiösen oder politischen Anschauungen benach-
teiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen 
seiner Behinderung benachteiligt werden.

Art. 23 Abs. 1 Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union (GRCh)

Die Gleichheit von Frauen und Männern ist in allen 
Bereichen, einschließlich der Beschäftigung, der 
Arbeit und des Arbeitsentgelts, sicherzustellen.

Art. 4 RL 2006/54/EG1  
(Gleiches  Entgelt – Diskriminierungs-
verbot) 

Bei gleicher Arbeit oder bei einer Arbeit, die als 
gleichwertig anerkannt wird, wird mittelbare und 
unmittelbare Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts in Bezug auf sämtliche Entgeltbestand-
teile und -bedingungen beseitigt.

Insbesondere wenn zur Festlegung des Entgelts 
ein System beruflicher Einstufung verwendet wird, 
muss dieses System auf für männliche und weibli-
che Arbeitnehmer gemeinsamen Kriterien beruhen 
und so beschaffen sein, dass Diskriminierungen 
aufgrund des Geschlechts ausgeschlossen werden.

§ 80 Abs. 1 Nr. 1 und 2a BetrVG 
 (Betriebsverfassungsgesetz) 

(1) Der Betriebsrat hat folgende allgemeine  Aufgaben: 

1.  darüber zu wachen, dass die zugunsten der Ar-
beitnehmer geltenden Gesetze,  Verordnungen, 
Unfallverhütungsvorschriften, Tarifverträge und 
Betriebsvereinbarungen durchgeführt werden; 
(…) 

1
  Richtlinie vom 05.07.2006 zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehand-
lung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäf-
tigungsfragen (Neufassung).

2a.  die Durchsetzung der tatsächlichen Gleichstel-
lung von Frauen und Männern, insbesondere bei 
der Einstellung, Beschäftigung, Aus-, Fort- und 
Weiterbildung und dem beruflichen Aufstieg, zu 
fördern;

§ 80 Abs. 2 S. 1 und 2 BetrVG  
(Betriebsverfassungsgesetz) 

Zur Durchführung seiner Aufgaben nach diesem 
Gesetz ist der Betriebsrat rechtzeitig und umfassend 
vom Arbeitgeber zu unterrichten; die Unterrich-
tung erstreckt sich auch auf die Beschäftigung von 
Personen, die nicht in einem Arbeitsverhältnis zum 
Arbeitgeber stehen, und umfasst insbesondere den 
zeitlichen Umfang des Einsatzes, den Einsatzort 
und die Arbeitsaufgaben dieser Personen. Dem Be-
triebsrat sind auf Verlangen jederzeit die zur Durch-
führung seiner Aufgaben erforderlichen Unterlagen 
zur Verfügung zu stellen; in diesem Rahmen ist der 
Betriebsausschuss oder ein nach § 28 gebildeter 
Ausschuss berechtigt, in die Listen über die Brut-
tolöhne und -gehälter Einblick zu nehmen.

§ 87 Abs. 1 Nr. 10 und 11 und Abs. 2 
BetrVG

(1) Der Betriebsrat hat, soweit eine gesetzliche oder 
tarifliche Regelung nicht besteht, in folgenden 
Angelegenheiten mitzubestimmen: (…) 

10.  Fragen der betrieblichen Lohngestaltung, 
insbesondere die Aufstellung von Entlohnungs-
grundsätzen und die Einführung und Anwen-
dung von neuen Entlohnungsmethoden sowie 
deren Änderung;

11.  Festsetzung der Akkord- und Prämiensätze und 
vergleichbarer leistungsbezogener Entgelte, 
einschließlich der Geldfaktoren; (…). 

(2) Kommt eine Einigung über eine Angelegenheit 
nach Absatz 1 nicht zustande, so entscheidet die 
Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle 
ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und 
Betriebsrat. 



§ 3 

Begriffsbestimmungen

(1) Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, 
wenn eine Person wegen eines in § 1 genannten 
Grundes eine weniger günstige Behandlung erfährt, 
als eine andere Person in einer vergleichbaren 
Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. 
Eine unmittelbare Benachteiligung wegen des 
Geschlechts liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 
auch im Falle einer ungünstigeren Behandlung 
einer Frau wegen Schwangerschaft oder Mutter-
schaft vor.

(2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn 
dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Krite-
rien oder Verfahren Personen wegen eines in § 1 
genannten Grundes gegenüber anderen Personen 
in besonderer Weise benachteiligen können, es sei 
denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder 
Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich 
gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung 
dieses Ziels angemessen und erforderlich.

(3) Eine Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn 
unerwünschte Verhaltensweisen, die mit einem in 
§ 1 genannten Grund in Zusammenhang stehen, 
bezwecken oder bewirken, dass die Würde der be-
treffenden Person verletzt und ein von Einschüch-
terungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwür-
digungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes 
Umfeld geschaffen wird.

(4) Eine sexuelle Belästigung ist eine Benachteili-
gung in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, wenn ein 
unerwünschtes, sexuell bestimmtes Verhalten, 
wozu auch unerwünschte sexuelle Handlungen 
und Aufforderungen zu diesen, sexuell bestimmte 
körperliche Berührungen, Bemerkungen sexuellen 
Inhalts sowie unerwünschtes Zeigen und sichtbares 
Anbringen von pornographischen Darstellungen 
gehören, bezweckt oder bewirkt, dass die Würde 
der betreffenden Person verletzt wird, insbesondere 
wenn ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, 
Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigun-
gen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird.

(5) Die Anweisung zur Benachteiligung einer Person 
aus einem in § 1 genannten Grund gilt als Benach-
teiligung. Eine solche Anweisung liegt in Bezug auf 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 insbesondere vor, wenn jemand 
eine Person zu einem Verhalten bestimmt, das 
einen Beschäftigten oder eine Beschäftigte wegen 
eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt oder 
benachteiligen kann.

§§ 1–18 Allgemeines Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) – Abschnitt 1 und 2 

§ 1 

Ziel des Gesetzes

Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Grün-
den der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, 
des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Identität zu verhindern oder zu beseitigen.

§ 2 Abs. 1 Nr. 1-4, Abs. 3 und 4 

Anwendungsbereich

(1) Benachteiligungen aus einem in § 1 genannten 
Grund sind nach Maßgabe dieses Gesetzes unzuläs-
sig in Bezug auf: 

1.  die Bedingungen, einschließlich Auswahlkriterien 
und Einstellungsbedingungen, für den Zugang zu 
unselbstständiger und selbstständiger Erwerbs-
tätigkeit, unabhängig von Tätigkeitsfeld und 
beruflicher Position, sowie für den beruflichen 
Aufstieg,

2.  die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen 
einschließlich Arbeitsentgelt und Entlassungs-
bedingungen, insbesondere in individual- und 
kollektivrechtlichen Vereinbarungen und Maß-
nahmen bei der Durchführung und Beendigung 
eines Beschäftigungsverhältnisses sowie beim 
beruflichen Aufstieg,

3.  den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen 
der Berufsberatung, der Berufsbildung ein-
schließlich der Berufsausbildung, der beruflichen 
Weiterbildung und der Umschulung sowie der 
praktischen Berufserfahrung,

4.  die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer 
Beschäftigten- oder Arbeitgebervereinigung 
oder einer Vereinigung, deren Mitglieder einer 
bestimmten Berufsgruppe angehören, einschließ-
lich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher 
Vereinigungen, (…) 

(3) Die Geltung sonstiger Benachteiligungsverbote 
oder Gebote der Gleichbehandlung wird durch 
dieses Gesetz nicht berührt. Dies gilt auch für 
öffentlich-rechtliche Vorschriften, die dem Schutz 
bestimmter Personengruppen dienen.

(4) Für Kündigungen gelten ausschließlich die 
Bestimmungen zum allgemeinen und besonderen 
Kündigungsschutz.



§ 4 

Unterschiedliche Behandlung wegen 
 mehrerer Gründe

Erfolgt eine unterschiedliche Behandlung wegen 
mehrerer der in § 1 genannten Gründe, so kann 
diese unterschiedliche Behandlung nach den §§ 8 
bis 10 und 20 nur gerechtfertigt werden, wenn sich 
die Rechtfertigung auf alle diese Gründe erstreckt, 
derentwegen die unterschiedliche Behandlung 
erfolgt.

§ 5

Positive Maßnahmen

Ungeachtet der in den §§ 8 bis 10 sowie in § 20 
benannten Gründe ist eine unterschiedliche Be-
handlung auch zulässig, wenn durch geeignete und 
angemessene Maßnahmen bestehende Nachteile 
wegen eines in § 1 genannten Grundes verhindert 
oder ausgeglichen werden sollen.

§ 6

Persönlicher Anwendungsbereich

(1) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind

1.  Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

2.  die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten,

3.  Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen 
Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche 
Personen anzusehen sind; zu diesen gehören auch 
die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen 
Gleichgestellten.

Als Beschäftigte gelten auch die Bewerberinnen 
und Bewerber für ein Beschäftigungsverhältnis 
sowie die Personen, deren Beschäftigungsverhältnis 
beendet ist.

(2) Arbeitgeber (Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen) 
im Sinne dieses Abschnitts sind natürliche und 
juristische Personen sowie rechtsfähige Personen-
gesellschaften, die Personen nach Absatz 1 be-
schäftigen. Werden Beschäftigte einem Dritten zur 
Arbeitsleistung überlassen, so gilt auch dieser als 
Arbeitgeber im Sinne dieses Abschnitts. Für die in 
Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleich-
gestellten tritt an die Stelle des Arbeitgebers der 
Auftraggeber oder Zwischenmeister.

(3) Soweit es die Bedingungen für den Zugang zur 
Erwerbstätigkeit sowie den beruflichen Aufstieg 

betrifft, gelten die Vorschriften dieses Abschnitts für 
Selbstständige und Organmitglieder, insbesondere 
Geschäftsführer oder Geschäftsführerinnen und 
Vorstände, entsprechend.

§ 7

Benachteiligungsverbot

(1) Beschäftigte dürfen nicht wegen eines in § 1 
genannten Grundes benachteiligt werden; dies gilt 
auch, wenn die Person, die die Benachteiligung be-
geht, das Vorliegen eines in § 1 genannten Grundes 
bei der Benachteiligung nur annimmt.

(2) Bestimmungen in Vereinbarungen, die gegen 
das Benachteiligungsverbot des Absatzes 1 versto-
ßen, sind unwirksam.

(3) Eine Benachteiligung nach Absatz 1 durch 
Arbeitgeber oder Beschäftigte ist eine Verletzung 
vertraglicher Pflichten.

§ 8

Zulässige unterschiedliche Behandlung 
 wegen beruflicher Anforderungen

(1) Eine unterschiedliche Behandlung wegen eines 
in § 1 genannten Grundes ist zulässig, wenn dieser 
Grund wegen der Art der auszuübenden Tätigkeit 
oder der Bedingungen ihrer Ausübung eine wesent-
liche und entscheidende berufliche Anforderung 
darstellt, sofern der Zweck rechtmäßig und die 
Anforderung angemessen ist.

(2) Die Vereinbarung einer geringeren Vergütung 
für gleiche oder gleichwertige Arbeit wegen eines in 
§ 1 genannten Grundes wird nicht dadurch gerecht-
fertigt, dass wegen eines in § 1 genannten Grundes 
besondere Schutzvorschriften gelten.

§ 9 

Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen 
der Religion oder Weltanschauung

(1) Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche 
Behandlung wegen der Religion oder der Weltan-
schauung bei der Beschäftigung durch Religions-
gemeinschaften, die ihnen zugeordneten Einrich-
tungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder 
durch Vereinigungen, die sich die gemeinschaftliche 
Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur Auf-
gabe machen, auch zulässig, wenn eine bestimmte 
Religion oder Weltanschauung unter Beachtung 



des Selbstverständnisses der jeweiligen Religions-
gemeinschaft oder Vereinigung im Hinblick auf 
ihr Selbstbestimmungsrecht oder nach der Art der 
Tätigkeit eine gerechtfertigte berufliche Anforde-
rung darstellt.

(2) Das Verbot unterschiedlicher Behandlung 
wegen der Religion oder der Weltanschauung 
berührt nicht das Recht der in Absatz 1 genannten 
Religionsgemeinschaften, der ihnen zugeordneten 
Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform 
oder der Vereinigungen, die sich die gemeinschaft-
liche Pflege einer Religion oder Weltanschauung 
zur Aufgabe machen, von ihren Beschäftigten ein 
loyales und aufrichtiges Verhalten im Sinne ihres je-
weiligen Selbstverständnisses verlangen zu können.

§ 10 

Zulässige unterschiedliche Behandlung 
 wegen des Alters

Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Be-
handlung wegen des Alters auch zulässig, wenn sie 
objektiv und angemessen und durch ein legitimes 
Ziel gerechtfertigt ist. Die Mittel zur Erreichung die-
ses Ziels müssen angemessen und erforderlich sein. 
Derartige unterschiedliche Behandlungen können 
insbesondere Folgendes einschließen: 

1.  die Festlegung besonderer Bedingungen für den 
Zugang zur Beschäftigung und zur beruflichen 
Bildung sowie besonderer Beschäftigungs- und 
Arbeitsbedingungen, einschließlich der Bedin-
gungen für Entlohnung und Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses, um die berufliche 
Eingliederung von Jugendlichen, älteren Beschäf-
tigten und Personen mit Fürsorgepflichten zu 
fördern oder ihren Schutz sicherzustellen,

2.  die Festlegung von Mindestanforderungen an 
das Alter, die Berufserfahrung oder das Dienstal-
ter für den Zugang zur Beschäftigung oder für 
bestimmte mit der Beschäftigung verbundene 
Vorteile,

3.  die Festsetzung eines Höchstalters für die Ein-
stellung auf Grund der spezifischen Ausbildungs-
anforderungen eines bestimmten Arbeitsplatzes 
oder auf Grund der Notwendigkeit einer ange-
messenen Beschäftigungszeit vor dem Eintritt in 
den Ruhestand,

4.  die Festsetzung von Altersgrenzen bei den 
betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit 
als Voraussetzung für die Mitgliedschaft oder 
den Bezug von Altersrente oder von Leistungen 
bei Invalidität einschließlich der Festsetzung 
unterschiedlicher Altersgrenzen im Rahmen 

dieser Systeme für bestimmte Beschäftigte oder 
Gruppen von Beschäftigten und die Verwendung 
von Alterskriterien im Rahmen dieser Systeme 
für versicherungsmathematische Berechnungen,

5.  eine Vereinbarung, die die Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses ohne Kündigung zu 
einem Zeitpunkt vorsieht, zu dem der oder die 
Beschäftigte eine Rente wegen Alters beantragen 
kann; § 41 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
bleibt unberührt,

6.  Differenzierungen von Leistungen in Sozial-
plänen im Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes, 
wenn die Parteien eine nach Alter oder Betriebs-
zugehörigkeit gestaffelte Abfindungsregelung 
geschaffen haben, in der die wesentlich vom Alter 
abhängenden Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
durch eine verhältnismäßig starke Betonung des 
Lebensalters erkennbar berücksichtigt worden 
sind, oder Beschäftigte von den Leistungen des 
Sozialplans ausgeschlossen haben, die wirtschaft-
lich abgesichert sind, weil sie, gegebenenfalls 
nach Bezug von Arbeitslosengeld, renten-
berechtigt sind.

§ 11 

Ausschreibung

Ein Arbeitsplatz darf nicht unter Verstoß gegen § 7 
Abs. 1 ausgeschrieben werden.

§ 12 

Maßnahmen und Pflichten des Arbeitgebers

(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforder-
lichen Maßnahmen zum Schutz vor Benachteili-
gungen wegen eines in § 1 genannten Grundes zu 
treffen. Dieser Schutz umfasst auch vorbeugende 
Maßnahmen.

(2) Der Arbeitgeber soll in geeigneter Art und Weise, 
insbesondere im Rahmen der beruflichen Aus- 
und Fortbildung, auf die Unzulässigkeit solcher Be-
nachteiligungen hinweisen und darauf hinwirken, 
dass diese unterbleiben. Hat der Arbeitgeber seine 
Beschäftigten in geeigneter Weise zum Zwecke der 
Verhinderung von Benachteiligung geschult, gilt 
dies als Erfüllung seiner Pflichten nach Absatz 1.

(3) Verstoßen Beschäftigte gegen das Benachteili-
gungsverbot des § 7 Abs. 1, so hat der Arbeitgeber 
die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und 
angemessenen Maßnahmen zur Unterbindung 
der Benachteiligung wie Abmahnung, Umsetzung, 
Versetzung oder Kündigung zu ergreifen.



(4) Werden Beschäftigte bei der Ausübung ihrer 
Tätigkeit durch Dritte nach § 7 Abs. 1 benachteiligt, 
so hat der Arbeitgeber die im Einzelfall geeigneten, 
erforderlichen und angemessenen Maßnahmen 
zum Schutz der Beschäftigten zu ergreifen.

(5) Dieses Gesetz und § 61b des Arbeitsgerichts-
gesetzes sowie Informationen über die für die 
Behandlung von Beschwerden nach § 13 zuständi-
gen Stellen sind im Betrieb oder in der Dienststelle 
bekannt zu machen. Die Bekanntmachung kann 
durch Aushang oder Auslegung an geeigneter Stelle 
oder den Einsatz der im Betrieb oder der Dienststel-
le üblichen Informations- und Kommunikations-
technik erfolgen.

§ 13 

Beschwerderecht

(1) Die Beschäftigten haben das Recht, sich bei den 
zu ständigen Stellen des Betriebs, des Unternehmens 
oder der Dienststelle zu beschweren, wenn sie sich im 
Zusammenhang mit ihrem Beschäftigungsverhältnis 
vom Arbeitgeber, von Vorgesetzten, anderen Be-
schäftigten oder Dritten wegen eines in § 1 genann-
ten Grundes benachteiligt fühlen. Die Beschwerde 
ist zu prüfen und das Ergebnis der oder dem 
beschwerdeführenden Beschäftigten mitzuteilen.

(2) Die Rechte der Arbeitnehmervertretungen 
 bleiben unberührt.

§ 14 

Leistungsverweigerungsrecht

Ergreift der Arbeitgeber keine oder offensichtlich 
ungeeignete Maßnahmen zur Unterbindung einer 
Belästigung oder sexuellen Belästigung am Arbeits-
platz, sind die betroffenen Beschäftigten berechtigt, 
ihre Tätigkeit ohne Verlust des Arbeitsentgelts einzu-
stellen, soweit dies zu ihrem Schutz erforderlich ist. 
§ 273 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt.

§ 15 

Entschädigung und Schadensersatz

(1) Bei einem Verstoß gegen das Benachteiligungs-
verbot ist der Arbeitgeber verpflichtet, den hier-
durch entstandenen Schaden zu ersetzen. Dies gilt 
nicht, wenn der Arbeitgeber die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten hat.

(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögens-
schaden ist, kann der oder die Beschäftigte eine 
angemessene Entschädigung in Geld verlangen. 
Die Entschädigung darf bei einer Nichteinstellung 
drei Monatsgehälter nicht übersteigen, wenn der 
oder die Beschäftigte auch bei benachteiligungs-
freier Auswahl nicht eingestellt worden wäre.

(3) Der Arbeitgeber ist bei der Anwendung kol-
lektivrechtlicher Vereinbarungen nur dann zur 
Entschädigung verpflichtet, wenn er vorsätzlich 
oder grob fahrlässig handelt.

(4) Ein Anspruch nach Absatz 1 oder 2 muss inner-
halb einer Frist von zwei Monaten schriftlich gel-
tend gemacht werden, es sei denn, die Tarifvertrags-
parteien haben etwas anderes vereinbart. Die Frist 
beginnt im Falle einer Bewerbung oder eines be-
ruflichen Aufstiegs mit dem Zugang der Ablehnung 
und in den sonstigen Fällen einer Benachteiligung 
zu dem Zeitpunkt, in dem der oder die Beschäftigte 
von der Benachteiligung Kenntnis erlangt.

(5) Im Übrigen bleiben Ansprüche gegen den Ar-
beitgeber, die sich aus anderen Rechtsvorschriften 
ergeben, unberührt.

(6) Ein Verstoß des Arbeitgebers gegen das Benach-
teiligungsverbot des § 7 Abs. 1 begründet keinen 
Anspruch auf Begründung eines Beschäftigungs-
verhältnisses, Berufsausbildungsverhältnisses oder 
einen beruflichen Aufstieg, es sei denn, ein solcher 
ergibt sich aus einem anderen Rechtsgrund.

§ 16

Maßregelungsverbot

(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigte nicht wegen 
der Inanspruchnahme von Rechten nach diesem 
Abschnitt oder wegen der Weigerung, eine gegen 
diesen Abschnitt verstoßende Anweisung auszu-
führen, benachteiligen. Gleiches gilt für Personen, 
die den Beschäftigten hierbei unterstützen oder als 
Zeuginnen oder Zeugen aussagen.

(2) Die Zurückweisung oder Duldung benachteili-
gender Verhaltensweisen durch betroffene Beschäf-
tigte darf nicht als Grundlage für eine Entscheidung 
herangezogen werden, die diese Beschäftigten 
berührt. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) § 22 gilt entsprechend.



§ 17

Soziale Verantwortung der Beteiligten

(1) Tarifvertragsparteien, Arbeitgeber, Beschäftigte 
und deren Vertretungen sind aufgefordert, im Rah-
men ihrer Aufgaben und Handlungsmöglichkeiten 
an der Verwirklichung des in § 1 genannten Ziels 
mitzuwirken.

(2) In Betrieben, in denen die Voraussetzungen 
des § 1 Abs. 1 Satz 1 des Betriebsverfassungs gesetzes 
vorliegen, können bei einem groben Verstoß des 
 Arbeitgebers gegen Vorschriften aus diesem Ab-
schnitt der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertre-
tene Gewerkschaft unter der Voraussetzung des § 23 
Abs. 3 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes die 
dort genannten Rechte gerichtlich geltend machen; 
§ 23 Abs. 3 Satz 2 bis 5 des Betriebsverfassungs-
gesetzes gilt entsprechend. Mit dem Antrag dürfen 
nicht Ansprüche des Benachteiligten geltend 
gemacht werden.

§ 18

Mitgliedschaft in Vereinigungen

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten ent-
sprechend für die Mitgliedschaft oder die Mitwir-
kung in einer 

1.  Tarifvertragspartei,

2.  Vereinigung, deren Mitglieder einer bestimmten 
Berufsgruppe angehören oder die eine überra-
gende Machtstellung im wirtschaftlichen oder so-
zialen Bereich innehat, wenn ein grundlegendes 
Interesse am Erwerb der Mitgliedschaft besteht, 
sowie deren jeweiligen Zusammenschlüssen.

(2) Wenn die Ablehnung einen Verstoß gegen das 
Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 darstellt, be-
steht ein Anspruch auf Mitgliedschaft oder Mitwir-
kung in den in Absatz 1 genannten Vereinigungen.

§§ 22-24 AGG (Abschnitt 4 und 5)

§ 22

Beweislast

Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien beweist, 
die eine Benachteiligung wegen eines in § 1 ge-
nannten Grundes vermuten lassen, trägt die andere 
Partei die Beweislast dafür, dass kein Verstoß gegen 
die Bestimmungen zum Schutz vor Benachteiligung 
vorgelegen hat.

§ 23

Unterstützung durch Antidiskriminierungs-
verbände

(1) Antidiskriminierungsverbände sind Personen-
zusammenschlüsse, die nicht gewerbsmäßig und 
nicht nur vorübergehend entsprechend ihrer Sat-
zung die besonderen Interessen von benachteiligten 
Personen oder Personengruppen nach Maßgabe 
von § 1 wahrnehmen. Die Befugnisse nach den Ab-
sätzen 2 bis 4 stehen ihnen zu, wenn sie mindestens 
75 Mitglieder haben oder einen Zusammenschluss 
aus mindestens sieben Verbänden bilden.

(2) Antidiskriminierungsverbände sind befugt, 
im Rahmen ihres Satzungszwecks in gerichtlichen 
Verfahren als Beistände Benachteiligter in der 
Verhandlung aufzutreten. Im Übrigen bleiben die 
Vorschriften der Verfahrensordnungen, insbeson-
dere diejenigen, nach denen Beiständen weiterer 
Vortrag untersagt werden kann, unberührt.

(3) Antidiskriminierungsverbänden ist im Rahmen 
ihres Satzungszwecks die Besorgung von Rechtsan-
gelegenheiten Benachteiligter gestattet.

(4) Besondere Klagerechte und Vertretungsbefug-
nisse von Verbänden zu Gunsten von behinderten 
Menschen bleiben unberührt.

§ 24

Sonderregelung für öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnisse

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten unter 
Berücksichtigung ihrer besonderen Rechtsstellung 
entsprechend für 

1.  Beamtinnen und Beamte des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden, der Gemeindeverbände sowie 
der sonstigen der Aufsicht des Bundes oder eines 
Landes unterstehenden Körperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,

2.  Richterinnen und Richter des Bundes und der 
Länder,

3.  Zivildienstleistende sowie anerkannte Kriegs-
dienstverweigerer, soweit ihre Heranziehung zum 
Zivildienst betroffen ist.
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